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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
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Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 RA 44/97
Datum 17.04.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 72/98
Datum 13.12.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 17.
April 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die am â�¦ geborene KlÃ¤gerin erlernte vom 01.09.1978 bis 15.07.1980 den Beruf
einer Friseuse (Facharbeiterabschluss) und arbeitete im erlernten Beruf bis zum
31.08.1990. Die erlernte TÃ¤tigkeit gab sie aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auf.
Vom 13.04.1991 bis 31.05.1992 war sie als Kassiererin und VerkÃ¤uferin tÃ¤tig.
Seitdem ist sie arbeitslos; nahm vom 01.03.1993 bis 08.10.1993 an einer
beruflichen ReintegrationsmaÃ�nahme teil.

Am 16.03.1994 beantragte sie wegen stÃ¤ndiger RÃ¼ckenschmerzen die
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GewÃ¤hrung einer Rente wegen Berufs-/ErwerbsunfÃ¤higkeit. Die Beklagte holte im
Verwaltungsverfahren ein neurologisch/psychiatrisches Gutachten von Dr. L â�¦
vom 04.11.1994, ein orthopÃ¤disches Gutachten von Dr. L â�¦ vom 10.11.1994 und
ein internistisches Gutachten von Dr. S â�¦ vom 11.01.1995 ein.

Nach Auswertung der Gutachten lehnte die Beklagte den Rentenantrag der
KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 26.04.1995 ab. Ã�rztlicherseits seien
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden ohne gravierende FunktionsausfÃ¤lle sowie Adipositas
festgestellt worden. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Beschwerden sei sie jedoch
noch in der Lage vollschichtig als Buchhalterin, RechnungsprÃ¼ferin,
Registraturkraft oder Lohnbuchhalterin tÃ¤tig zu sein.

Auf den Widerspruch der KlÃ¤gerin holte die Beklagte einen Befundbericht der
praktischen Ã�rztin Dipl.-Med. I â�¦ vom 20.01.1996 sowie ein weiteres neurologisch-
psychiatrisches Gutachten von Dr. S â�¦ vom 16.04.1996 ein. Der Gutachter
bescheinigte der KlÃ¤gerin ein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen im erlernten
Beruf der Friseuse und ein halb- bis untervollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte kÃ¶rperliche Arbeit im Wechsel zwischen Gehen und Stehen. Eine
Gewichtsreduktion sei dringend erforderlich. Im Vergleich mit den Vorbefunden des
allgemeinen und neurologischen Status ergÃ¤ben sich keine neuen Gesichtspunkte.
Sichere Hinweise auf eine neurotische Fehlentwicklung hÃ¤tten sich nicht
feststellen lassen, obwohl das UnvermÃ¶gen bestimmte TÃ¤tigkeiten
auszufÃ¼hren, demonstrativ dargestellt worden sei.

Nach Auswertung durch den beratungsÃ¤rztlichen Dienstes wies die Beklagte den
Widerspruch mit Bescheid vom 06.01.1997 zurÃ¼ck. Die zusÃ¤tzlich
durchgefÃ¼hrte neurologisch-psychiatrische Fachbegutachtung und der eingeholte
Befundbericht hÃ¤tten keine weitere EinschrÃ¤nkung des festgestellten
LeistungsvermÃ¶gens ergeben.

Mit der am 24.01.1997 vor dem Sozialgericht Chemnitz erhobenen Klage verfolgte
die KlÃ¤gerin ihr Begehren zur GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit weiter. Mit den bestehenden gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen
kÃ¶nne sie einer geregelten ErwerbstÃ¤tigkeit nicht mehr nachgehen.

Das Sozialgericht holte zur AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts
Befundberichte der Dres. L â�¦, I â�¦, E â�¦, F â�¦ und G â�¦ sowie ein nach
Aktenlage erstelltes Gutachten des Arbeitsamtes Zwickau vom 30.03.1995 ein.

Ferner zog es ein orthopÃ¤disches Fachgutachten, erstattet am 09.10.1997 vom
OrthopÃ¤den Dr. F â�¦, bei. Der SachverstÃ¤ndige stellte bei der KlÃ¤gerin

â�� ein diffuses Cervikalsyndrom ohne degenerative VerÃ¤nderung der
HalswirbelsÃ¤ule,
â�� eine Segmentlockerung der LendenwirbelsÃ¤ule mit Wurzelirritation
insbesondere rechtes Bein ohne segmentaler Einordnung bei Spondylolisthesis L 5
Ã¼ber S 1, Meyerding I. sowie
â�� Adipositas per magma
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fest. Eine Minderung des LeistungsvermÃ¶gens um 2/3 gegenÃ¼ber einem geistig
und kÃ¶rperlich gesunden Versicherten im gleichen Alter und in gleicher
BerufsausÃ¼bung liege nicht vor. EinsatzbeschrÃ¤nkungen ergÃ¤be sich nur aus
den StÃ¶rungen im Achsenorgan. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne leichte kÃ¶rperliche
Arbeiten unter Vermeidung von Heben und Tragen, lÃ¤nger andauerndem Sitzen
von mehr als einer bis 1 1/2 Stunden oder Ã�berkopfarbeit oder Arbeiten in
vorgebeugter Haltung vollschichtig verrichten. Arbeiten als Friseuse seien nicht zu
empfehlen. Als Kassiererin an einer Sammelkasse mit der MÃ¶glichkeit des
Aufstehens und Umherlaufens nach ca. 1 bis 1 1/2 Stunden sowie als
Sachbearbeiterin oder BÃ¼rokraft mit der MÃ¶glichkeit wechselnder
KÃ¶rperhaltungen sei die KlÃ¤gerin vollschichtig einsatzfÃ¤hig. Eine
EinschrÃ¤nkung hinsichtlich des Arbeitsweges bestehe nicht. Die EinschrÃ¤nkung
der BelastungsfÃ¤higkeit fÃ¼r die genannten Negativkriterien bestÃ¼nde seit ca.
1990/1991.

Die Beklagte ging nach dem Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. F â�¦ davon aus, dass
dieser der KlÃ¤gerin ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt bescheinigt habe. Die KlÃ¤gerin sei daher zumutbar auf die TÃ¤tigkeit
einer Rezeptionistin oder auf einfache kaufmÃ¤nnische TÃ¤tigkeiten zu verweisen.

Das Sozialgericht wies die Klage mit Urteil vom 17.04.1998 ab. Der angegriffene
Bescheid vom 26.04.1995 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.01.1997
sei rechtmÃ¤Ã�ig, denn die KlÃ¤gerin sei weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig im
Sinne der Â§Â§ 43 und 44 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI). Bisheriger
Beruf der KlÃ¤gerin im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI sei der Beruf der Friseuse.
Nach dem Ergebnis der medizinischen Beweisaufnahme im Klage- und im
Vorverfahren kÃ¶nne die KlÃ¤gerin diesen Beruf gesundheitsbedingt nicht mehr
verrichten. Sie sei aber nach den Feststellungen des orthopÃ¤dischen
SachverstÃ¤ndigen Dr. F â�¦ trotz der bestehenden und im Gutachten
beschriebenen EinschrÃ¤nkungen am Achsorgan in der Lage sowohl TÃ¤tigkeiten
leichter kÃ¶rperlicher Natur auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt als auch Arbeiten als
Kassiererin an einer Sammelkasse oder als Sachbearbeiterin mit der MÃ¶glichkeit
wechselnder KÃ¶rperhaltungen vollschichtig zu verrichten. Eine
entfernungsmÃ¤Ã�ige und zeitliche EinschrÃ¤nkung des Weges zu und von der
Arbeitsstelle bestÃ¼nde nicht. Eine weitergehende Leistungsminderung sei auch
nach dem neurologisch-psychiatrischen Gutachten des Dr. S â�¦ vom 16.04.1996
nicht gegeben. Der Neurologe habe ausdrÃ¼cklich bekundet, dass der
allgemeinÃ¤rztliche und neurologische Status im Vergleich mit den
Voruntersuchungen keine neuen Gesichtspunkte ergeben hÃ¤tte. Sensorische oder
motorische AusfÃ¤lle seien von Dr. S â�¦ nicht festgestellt und auch von den
weiteren medizinischen SachverstÃ¤ndigen nicht mitgeteilt worden. Der Umstand,
dass die KlÃ¤gerin nicht mehr in der Lage sei, ihren Beruf als Friseuse auszuÃ¼ben,
genÃ¼ge aber nicht, um ihr eine Rentenleistung zu gewÃ¤hren, denn sie kÃ¶nne
zumutbar auf die TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin in einem Friseursalon verwiesen
werden.

Die TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin zeichne sich durch leichte kÃ¶rperliche Arbeit,
welche Ã¼berwiegend gehend oder stehend verrichtet werde, und kein schweres
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Heben, Tragen oder Bewegen von Lasten bedinge, aus. Zu den tÃ¤glichen
Verrichtungen gehÃ¶rten das Vereinbaren von Terminen im persÃ¶nlichen und
telefonischen GesprÃ¤ch, die Planung der Arbeitseinteilung, die Pflege der
Fremdkundschaft, die Betreuung der Kundenkartei, die Erledigung einfacher
kaufmÃ¤nnischer Aufgaben sowie das Kassieren. Diese kÃ¶rperlichen
Anforderungen entsprÃ¤chen dem von Dr. F â�¦ attestierten LeistungsvermÃ¶gen
und berÃ¼cksichtigten die sich aufgrund des Gesundheitszustandes der KlÃ¤gerin
ergebenden Negativkriterien. Die TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin sei im
VergÃ¼tungstarifvertrag fÃ¼r das Friseurhandwerk Sachsen in der
VergÃ¼tungsgruppe VI aufgefÃ¼hrt. Die Entlohnung erfolge nach den
VergÃ¼tungsgruppen I, II oder III und damit entsprechend der TÃ¤tigkeit einer
Friseuse. Es bestÃ¼nden keine Bedenken, dass die KlÃ¤gerin nicht in der Lage sein
sollte, die TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin in drei Monaten vollwertig zu erlernen und
auszuÃ¼ben. Mangels einer BerufsunfÃ¤higkeit besteht auch kein Anspruch auf
eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gem. Â§ 44 SGB VI.

Gegen das der KlÃ¤gerin mit Einschreiben vom 08.05.1998 zugestellte Urteil richtet
sich ihre am 02.06.1998 eingelegte Berufung. Die KlÃ¤gerin geht weiterhin davon
aus, dass sie nicht in der Lage sei, regelmÃ¤Ã�ig einer ErwerbstÃ¤tigkeit
nachzugehen. SchlieÃ�lich sei sie nach wie vor Ã¤rztlich bestÃ¤tigt arbeitsunfÃ¤hig.
Da sich ihr Gesundheitszustand verschlechtert habe, sei die AusÃ¼bung einer
zumutbaren VerweisungstÃ¤tigkeit nicht mehr mÃ¶glich.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 17.08.1998 sowie den Bescheid vom
26.04.1995 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.01.1997 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihr seit dem 01.03.1994 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zur AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts ein orthopÃ¤disches
Gutachten, erstattet unter dem 14.08.2000 von Prof. Dr. D â�¦, eingeholt. Der
SachverstÃ¤ndige diagnostizierte

â�� lokales bis pseudoradikulÃ¤res vertebragenes zervikales Schmerzsyndrom bei
geringen degenerativen VerÃ¤nderungen der unteren HalswirbelsÃ¤ule,
â�� Lumbales vertebragenes pseudoradikulÃ¤res Schmerzsyndrom bei
Spondylolisthesis L 5/S 1 mit sekundÃ¤rer Osteochondrose und Spondylosis
deformans.

Die KlÃ¤gerin sei aufgrund dieser EinschrÃ¤nkungen nicht mehr in der Lage, als
Friseuse zu arbeiten. Als Rezeptionistin in einem Friseursalon wÃ¤re sie ohne
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EinschrÃ¤nkungen einsetzbar. Ebenso kÃ¤me mit dem bestehenden
RestleistungsvermÃ¶gen ein Einsatz als Kassierein an einer Sammelkasse oder als
VerkÃ¤uferin fÃ¼r Haar-, Haut- und KÃ¶rperpflegeprÃ¤parate in Betracht soweit ein
durchgÃ¤ngiges 8-stÃ¼ndiges Sitzen bzw. Stehen und Gehen nicht erforderlich sei.
Ebenso sei die KlÃ¤gerin als BÃ¼rohilfskraft ohne EinschrÃ¤nkungen
leistungsfÃ¤hig. Schweres Heben und Tragen sowie fixierte KÃ¶rperhaltung seien zu
vermeiden. EinschrÃ¤nkungen der WegefÃ¤higkeit bestÃ¼nden nicht.

Ferner hat der Senat einen Befundbericht des Neurologen Dipl.-Med. Z â�¦ vom
27.11.2000 beigezogen. Danach besteht bei der KlÃ¤gerin ein lumboradikulÃ¤res
Schmerzsyndrom L 5/S 1 bei Verdacht auf Bandscheibenvorfall im genannten
Segment. Seit der ersten Vorstellung der KlÃ¤gerin 1999 sei keine grundlegende
BefundÃ¤nderung eingetreten. Die KlÃ¤gerin habe jedoch eine Schmerzzunahme
angegeben. Am 13.11.2000 wurde ein CT der LendenwirbelsÃ¤ule durchgefÃ¼hrt.

Im Termin der mÃ¼ndlichen Verhandlung legte die KlÃ¤gerin den Arztbrief der
Radiologischen Praxis Dr. P â�¦ vom 24.11.2000 zur Auswertung der am 13.11.2000
erfolgten CT-Untersuchung vor. Bei den Segmenten L 3/L 4 sowie L 4/L 5 sei ein
Vorfall nicht nachweisbar; bei L 4/L 5 bestehe eine Einengung des Spinalkanals. Im
Segment L 5/S 1 bestehe eine massive Osteochrondrose und geringfÃ¼gige
Listesis. Die Kriterien eines Vorfalls mediorechtsseitig seien gegeben, allerdings nur
sehr flachbogig bei Protrusion. Es bestehe eine massiv aufgetriebene Nervenwurzel
bei relativer spinaler Enge im Bereich L 5/S 1 durch bestehende
BandscheibenverhÃ¤ltnisse. In Vergleich zum Vor-CT von 1999 seien keine
gravierenden Neuigkeiten erkennbar.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf den Inhalt der
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und auf die beigezogene Verwaltungsakte,
die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Mit Recht hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Auch nach dem vom Senat
aufgrund der von der KlÃ¤gerin angegebenen Verschlechterung des
Gesundheitszustandes eingeholten orthopÃ¤dischen Gutachten vom 14.08.2000 ist
die KlÃ¤gerin weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig.

Zutreffend hat das Sozialgericht die hier einschlÃ¤gigen gesetzlichen Regelungen
der Â§Â§ 43 und 44 SGB VI nebst stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts dargestellt. Der Senat nimmt darauf Bezug (Â§ 153 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz [SGG]).

Unstreitig zwischen den Beteiligten ist die KlÃ¤gerin in ihrem erlernten Beruf als
Friseuse nicht mehr einsatzfÃ¤hig. Dies fÃ¼hrt jedoch nicht automatisch zu einem
Anspruch auf BerufsunfÃ¤higkeitsrente. Vielmehr ist unter Zugrundelegung des
vom BSG entwickelten Mehrstufenschemas zu prÃ¼fen, ob die KlÃ¤gerin
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ausgehend von ihrem RestleistungsvermÃ¶gen unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
beruflichen Kenntnisse und FÃ¤higkeiten eine zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit
vollschichtig verrichten kann.

Dies ist bei der KlÃ¤gerin wie bereits das Sozialgericht zutreffend dargestellt hat der
Fall, denn auch das im Berufungsverfahren eingeholte orthopÃ¤dische Gutachten
schlieÃ�t aus medizinischer Sicht die MÃ¶glichkeit einer vollschichtigen TÃ¤tigkeit
als Rezeptionistin in grÃ¶Ã�eren Friseursalons nicht aus.

Wie sich aus dem vom Senat in das Verfahren eingefÃ¼hrten, in einem anderen
Verfahren erstellten berufskundlichen Gutachten der Diplom- Verwaltungswirtin S. H
â�¦ vom 24.04.1998 ergibt, ist die TÃ¤tigkeit als Rezepzionistin in einem
Friseursalon als kÃ¶rperlich leicht zu bezeichnen; sie umfasst im wesentlichen die
Vereinbarung von Terminen im persÃ¶nlichen GesprÃ¤ch mit den Kunden, die
Planung der Arbeitseinteilung, den Empfang der Kunden, das BemÃ¼hen um den
Aufbau und die Pflege einer Stammkundschaft, die Betreuung der Kundenkartei, die
Erledigung einfacher kaufmÃ¤nnischer Aufgaben, das Kassieren und ggf. eine
Verkaufsabrechnung, Beratung und Verkauf von Haarpflegemitteln und
Kosmetikartikeln sowie die Entgegennahme und Weiterleitung von Reklamationen.
Diese TÃ¤tigkeit kann im Wechsel der KÃ¶rperhaltung zwischen Gehen, Stehen und
Sitzen verrichtet werden. Ã�berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltungen oder hÃ¤ufige
Ã�berkopfarbeiten fallen nicht an. FÃ¼r eine gelernte Friseurin, die unter
orthopÃ¤dischen EinschrÃ¤nkungen leidet, ist die TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin als
gesundheitlich zumutbare Alternative anzusehen. Davon geht auch Prof. Dr. D â�¦ in
dem orthopÃ¤dischen Gutachten vom 14.08.2000 aus. Nach den vom
SachverstÃ¤ndigen erhobenen Befunden sieht der Senat keine Zweifel an der
Richtigkeit dieser Leistungsbeurteilung. Eine wesentliche Verschlechterung des
gesundheitlichen Zustandes gegenÃ¼ber dem im erstinstanzlichen Verfahren
eingeholten orthopÃ¤dischen Gutachten des Dr. F â�¦ vom 09.10.1997 ist nicht
belegt. Das vom SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. D â�¦ festgestellte
RestleistungsvermÃ¶gen wird auch nicht durch den Arztbrief der Radiologischen
Praxis Dr. P â�¦vom 24.11.2000 erschÃ¼ttert, denn in der medizinischen
Beurteilung der am 13.11.2000 durchgefÃ¼hrten CT- Untersuchung ergaben sich
im Vergleich zum Vor-CT keine wesentlichen VerÃ¤nderungen. Der Senat geht
insoweit davon aus, dass der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. D â�¦ die zuvor
vorliegenden Befunde, fÃ¼r die eine Verschlechterung nicht belegt ist, in seine
Bewertung mit einbezogen hat.

Die TÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin ist nach dem berufskundlichen Gutachten sowohl
im VergÃ¼tungstarifvertrag fÃ¼r das Friseurhandwerk in Sachsen als auch in
Bayern ausgewiesen. Danach werden Rezeptionistinnen, die eine abgeschlossene
Berufsausbildung im Friseurhandwerk vorweisen, in der gleichen Lohngruppe
vergÃ¼tet wie Friseurinnen, so dass sich ein finanzieller Abstieg nicht ergibt. Dem
berufskundlichen Gutachten ist weiter zu entnehmen, dass im ganzen Bundesgebiet
fÃ¼r das Berufsbild einer Rezeptionistin in groÃ�en Friseursalons eine ausreichende
Anzahl an vollwertigen VollzeitarbeitsplÃ¤tzen vorhanden ist. Insoweit kommt es,
entgegen der Ansicht des orthopÃ¤dischen SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. D â�¦, nach
dem eindeutigen Wortlaut des Â§ 43 Abs. 2 Satz 4 2. Halbsatz SGB VI auf die
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jeweilige Arbeitsmarktlage nicht an, denn die KlÃ¤gerin ist unter Zugrundelegung
ihres RestleistungsvermÃ¶gens zumutbar auf eine vollschichtige AusÃ¼bung der
TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin zu verweisen.

Die KlÃ¤gerin ist nach dem orthopÃ¤dischen Gutachten aber auch zumutbar auf
BÃ¼rotÃ¤tigkeiten z.B. als Mitarbeiterin einer Registratur oder einer Poststelle zu
verweisen. Auch derartige TÃ¤tigkeiten ist sie in der Lage vollschichtig
auszuÃ¼ben. Es ist eine Tatsache, dass BÃ¼roarbeiten zu den leichtesten
TÃ¤tigkeiten in der RealitÃ¤t der Arbeitswelt gehÃ¶ren. BÃ¼roarbeiten werden zwar
Ã¼berwiegend sitzend am Schreibtisch verrichtet; durch den organisatorischen
Arbeitsablauf bieten sich durchaus individuelle MÃ¶glichkeiten zu einem Wechsel
der KÃ¶rperhaltung zwischen Gehen, Stehen und Sitzen. ArbeitsplÃ¤tze dieser Art
sind sowohl im Ã¶ffentlichen Dienst als auch in der privaten Wirtschaft vorhanden.
Sie werden im Ã¶ffentliche Dienst nach den VergÃ¼tungsgruppen BAT VIII bis X und
in der privaten Wirtschaft in den Gehaltsgruppen 1 oder 2 des jeweils geltenden
Tarifvertrages vergÃ¼tet. FÃ¼r BÃ¼rotÃ¤tigkeiten der genannten Art wird kein
anerkannter Ausbildungsabschluss vorausgesetzt. Diese TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnen auch
von Berufsfremden innerhalb einer Einarbeitungszeit von maximal drei Monaten
ausgeÃ¼bt werden.

Da unter Zugrundelegung der gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin
sozial zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten vorhanden sind, die sie nach den
medizinischen Feststellungen vollschichtig verrichten kann, liegt BerufsunfÃ¤higkeit
im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI nicht vor. Damit besteht erst recht kein Anspruch
auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach der strengeren Vorschrift des Â§ 44
Abs. 2 SGB VI. Auch InvaliditÃ¤t im Sinne der Ã�bergangsvorschrift des Art. 2 Â§ 7
RentenÃ¼berleitungsgesetz (RÃ�G) liegt bei der KlÃ¤gerin bei vollschichtiger
EinsatzmÃ¶glichkeit nicht vor.

Aus den genannten GrÃ¼nden war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 13.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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